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EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS Eidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

EFTA Europaische Freihandelsassoziation

WTO Welthandelsorganisation

SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

NGO Nichtregierungsorganisation

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

EDA Eidgendssisches Departement flr auswartige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

MERCOSUR Gemeinsamer Markt des Stidens

FHA Freihandelsabkommen

BPS Bundesgesetz Uber die im Ausland erbrachten privaten
Sicherheitsdienstleistungen

DFF Département fédéral des finances

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

AELE Association européenne de libre-échange

oMC Organisation mondiale du commerce

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

ONG Organisation non gouvernementale

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

MERCOSUR Marché commun du Sud

LE Accord de libre-échange

LPSP Loi fédérale sur les prestations de sécurité privées fournies a |'étranger
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Image der Schweiz im Ausland

Mitte Juni 2019 wurde die neue Schweizer Botschaft in Moskau eingeweiht. Wie die
Westschweizer «Liberté» kurz darauf kritisch berichtete, sei die Er6ffnung von
Sponsoren mitfinanziert worden, unter anderem vom Tabakmulti Philip Morris und dem
Rohstoffhandler Glencore sowie von weiteren Unternehmen wie ABB, Stadler oder
Victorinox. Unter den Geldgebern befinde sich auch der dem russischen Prasidenten
Wladimir Putin nahestehende russische Oligarch Gennady Timochenko. Das EDA habe
in einer Stellungnahme gegenuber der Tamedia-Gruppe unterstrichen, dass die
Eroffnung standardmaéssig stattgefunden habe und dass es im Sponsoring «rien
d'anormal» sehe. Denn Timochenko setze sich flur den Dialog zwischen Russland und
Europa ein, ausserdem sei die Schweiz von den internationalen Sanktionen gegen
Russland oder den russischen Gegensanktionen ausgenommen. So sei das Sponsoring
als Investition zu sehen, um nebst den diplomatischen auch die wirtschaftlichen
Beziehungen zwischen der Schweiz und Russland zu starken.

Im August griffen die Aargauer Zeitung und das St. Galler Tagblatt das Thema erneut auf,
nachdem bekannt geworden war, dass der Tabakkonzern Philip Morris als «Main
Partner» der Landesausstellung in Dubai hatte auftreten sollen, wo er das Image der
Schweiz fur Werbezwecke hatte nutzen kénnen. Wegen der andauernden Kritik seitens
der Presse und der Politik, letztlich auch aus Angst vor einem Imageschaden fur die
Schweiz, gab Bundesrat Ignazio Cassis bekannt, dass man sich vom Sponsor Philip
Morris trennen werde.

Die Kritik an der Sponsoringpraxis des Bundes veranlagte Cassis schliesslich dazu, die
dem EDA untergeordnete Organisation «Préasenz Schweiz» damit zu beauftragen, bis
Ende 2019 das bestehende Sponsoring-Handbuch zu Uberprifen und gegebenenfalls zu
aktualisieren.

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Seit einigen Jahren verdffentlicht das Verteidigungsdepartement (VBS) die Zahlen zu
den Flugreisen der Bundesratinnen und Bundesrate. Gemass den in den Medien
prasentierten Zahlen fur das Jahr 2017 waren die amtierenden Magistratinnen und
Magistraten gesamthaft 623 Stunden in der Luft. Wie schon in den Jahren zuvor nutzte
Johann Schneider-Ammann den Lufttransportdienst des Bundes 2017 am haufigsten.
Zwar gingen seine Flugstunden von 226 auf 190 zurlck - wohl auch, weil er 2017 nicht
mehr Bundesprasident war und deshalb die reprasentativen Auslandsbesuche
zurtickgegangen waren. Die 190 Stunden waren aber immer noch bedeutend mehr als
die 18 Stunden der amtierenden Bundesprasidentin Doris Leuthard, die die
Flugzeugflotte des Bundes am zweithaufigsten in Anspruch nahm. Am Ende der
Rangliste findet sich Ueli Maurer, der im Untersuchungsjahr total 37 Stunden in der Luft
war.

Ende Jahr analysierte die Sonntagszeitung alle seit 2015 ver6ffentlichten Zahlen und
berechnete auf Basis einer Zusammenstellung der Departemente zusatzlich die
Flugkosten, die nicht durch den Lufttransportdienst, sondern durch die Nutzung von
Linienfligen angefallen waren. Hier zeigte sich ein ganz dhnliches Bild wie bei den oben
diskutierten Flugstunden. Die 14 Linienflige von Doris Leuthard schlugen mit CHF
146'833 zu Buche, was allerdings billiger sei, als die Inanspruchnahme der Bundesflotte
- so der Sprecher des UVEK, Dominique Bugnon. Johann Schneider-Ammann, der auch
im langeren Untersuchungszeitraum mit Abstand am haufigsten den Lufttransportdienst
nutzte - er sass in den drei Untersuchungsjahren mehr als 5568 Stunden in Flugzeugen
oder Helikoptern und somit mehr als finfmal so lange wie der Wenigflieger Ueli Maurer,
der total auf etwas mehr als 107 Stunden kam - fand sich hinsichtlich der Kosten fur
seine neun Linienfligen auf Rang 2 (CHF 130'714). Auch Ueli Maurer sass zehnmal in
Langstreckenflugzeugen, bezahlte dafir aber wesentlich weniger als Schneider-
Ammann und Leuthard, namlich CHF 82'009, weil der Finanzminister gemass seines
EFD-Kommunikationschefs Peter Minder nicht First Class, sondern konsequent
Businessklasse fliege. Die acht Linienflige, die Alain Berset zwischen 2015 und 2018
gebucht hatte, kosteten CHF 65'478. Ignazio Cassis (3 Linienflige; CHF 22'280) und Guy
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Parmelin (4 Linienfllige; CHF 18'557) verursachten in inrer die Untersuchungszeitspanne
nicht ganz abdeckenden, kiirzeren Amtszeit zwischen Januar 2015 und Ende 2018 etwa
gleich hohe Kosten wie Simonetta Sommaruga (4 Linienflige; CHF 19'017). ?

Regierungspolitik

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gesprache mit dem Bundespréasidenten und einer Delegation des
Bundesrats Uber wichtige anstehende Geschéfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespréche, um
Uber zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien Uber mogliche
Loésungsansatze zu verhandeln.

Mitte Februar, kurz vor der Frihjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundesprasident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien Uber die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister lIgnazio Cassis informierte Uber den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und Uber das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter Uber die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte Uber die Konjunkturlage und Ulber die
geplanten Gesprache uber ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhéngige
Behdrde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschatzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollstandig umsetze.

Um Uber die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesratin an den von-Wattenwyl-
Gespréachen teil. Sie flhrte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden  Systems  fir  eine  bodengestitzte  Luftverteidigung  als
referendumsfahiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespréasidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprachen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte Uber die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch Uber das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem Uber den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien winschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik.

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte Uber die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem Uber die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung.

Mitte November - also nach den eidgendssischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur - diskutierten die Beteiligten Politikspitzen Uber die prognostizierte
konjunkturelle Abschwachung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich frih mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mogliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstltzung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. *
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresriickblick 2019: Aussenpolitik

Im Jahr 2019 beschéftigte sich das Parlament im Rahmen der Schweizer Aussenpolitik
mit Geschéften im Bereich der Aussenwirtschaft - wie Freihandelsabkommen und
Doppelbesteuerungsabkommen - aber auch mit zwischenstaatlichen Beziehungen. Wie
die Medienanalyse von APS zeigt, nahm das mediale Interesse - im Vergleich der letzten
drei Jahre - an Geschéaften, die sich mit Staatsvertragen oder Entwicklungspolitik
befassten, tendenziell eher ab. Uber die Beziehung zwischen der Schweiz und der EU
wurde besonders oft berichtet. Dies durfte insbesondere an den neuen Entwicklungen
und Eskalationsstufen rund um das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU sowie
an dem zweiten Beitrag an ausgewahlte EU-Mitgliedsstaaten - in den Medien als
Kohasionsmilliarde bezeichnet - liegen.

Ein erster gewichtiger Schwerpunkt im Jahr 2019 bildete jedoch ein anderer
Politikbereich, die Aussenwirtschaftspolitik. So entschieden die Rate unter anderem
Uber aktualisierte Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und der Tiirkei
sowie Ecuador. Hinzu kam das revidierte Agrarabkommen zwischen der Schweiz und
der Turkei. Insbesondere gegenlber Letzterem gab es aufgrund der kritischen
Menschenrechtslage in der Turkei zwiespaltige Gefuhle. Eine Minderheit forderte, mit
Verweis auf Berichte der EU und der UNO, gar die Rickweisung an den Bundesrat. Der
Bundesbeschluss wurde aber vom Sténderat im Mérz und vom Nationalrat im Juni
angenommen. Die Kantone Thurgau (Kt.lv. 17.317) und Genf (Kt.lv. 18.303) hatten in den
vergangenen Jahren Standesinitiativen lanciert, um bei den Verhandlungen von
Freihandelsabkommen mit Malaysia und Indonesien die Zollbefreiung von Palmél und
Palmkerndl zu verhindern. Grund daflr war einerseits die Sorge, dass einheimische
Olproduzenten durch die Aufweichung der Grenzschutzmassnahmen benachteiligt
werden konnten, andererseits wurden auch die negativen Okologischen Folgen der
Palmolproduktion bemaéangelt. Im Marz wurden zwei dieser Initiativen durch den
Nationalrat versenkt, drei weitere standen aber noch an, womit das Thema beileibe
noch nicht vom Tisch war. Ebenfalls im Marz wurde im Nationalrat - als Zweitrat - eine
Motion der APK-SR (Mo. 18.3717) angenommen, die verlangte, dass die beiden
Freihandelsabkommen sich nicht negativ auf die inlandische Olproduktion auswirken
durfen. Diesen Forderungen wurde Rechnung getragen, woraufhin der Nationalrat dem
Freihandelsabkommen mit Indonesien zustimmte. Eine Minderheit zeigte sich zwar mit
den Regelungen zur Nachhaltigkeit von Palmdl nicht zufrieden, doch sie unterlag mit
ihrem Antrag. Zwar noch kein konkretes FHA, aber dafur zumindest die Erlaubnis fur
erste Sondierungsgesprache Uber ein Freihandelsabkommen mit den USA gab es in der
Sommersession. Die Motion von Stédnderat Graber (cvp, LU; Mo. 18.3797) aus dem Jahr
2018 erhielt auch vonseiten des Bundesrats Unterstitzung und wurde im Juni vom
Nationalrat ebenfalls angenommen. Dadurch soll die Schweizer Exportindustrie gestarkt
und der Zugang zum amerikanischen Markt, der sich seit 2016 immer
protektionistischer gibt, gesichert werden.

Eine Anderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Grossbritannien wurde
ebenso problemlos angenommen wie der Abschluss eines nach mehrjahriger
Verhandlung erarbeiteten Doppelbesteuerungsabkommen mit Brasilien. Weitere
Anpassungen an bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zur Implementierung von
Mindeststandards stehen 2020 bevor.

Am meisten Gesprachsstoff boten sicherlich jene Debatten, welche die Beziehung
zwischen der EU und der Schweiz zum Thema hatten. Fur hitzige Diskussionen und
Differenzen zwischen der Bundesversammlung und dem Bundesrat sorgte im Juni das
kritisierte und noch immer nicht abgeschlossene institutionelle Rahmenabkommen
zwischen der Schweiz und der EU. Ausdruck der Unzufriedenheit war die im Marz
abgelehnte Motion von Standerat Minder (parteilos, SH; Mo. 18.4165), die vom Bundesrat
die Nichtunterzeichnung des Abkommens verlangte. Anfang Juni kam es schliesslich zu
einer mehr oder weniger offenen Konfrontation zwischen Bundesbern und Brussel, als
der Bundesrat in einer Botschaft Klarung zu fundamentalen Fragen des institutionellen
Abkommens forderte. Zwar schatzte man den Entwurf des Abkommens grundsatzlich
positiv ein, doch die Europaische Kommission solle mehr Rucksicht auf nationale
Prozesse nehmen, damit man in Fragen des Lohn- und Arbeitnehmerschutzes, der
Unionsburgerrichtlinie und der staatlichen Beihilfen eine Einigung finde. Auch der
Sténderat schlug in die gleiche Kerbe, als er kurz darauf mittels Motion (Mo. 19.3416) die
Regierung und deren Chefunterhandler mit Zusatzverhandlungen beauftragte. Des

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Weiteren hing die «Begrenzungsinitiative» der SVP quasi als Damoklesschwert Uber
dem bilateralen Weg der Schweiz.

Die Antwort aus Brussel liess nur einige Tage auf sich warten, als Kommissionsprasident
Juncker durchblicken liess, dass Nachverhandlungen kaum eine Chance hatten. Die
Medien berichtete, dass sich die EU offiziell «offen flir erganzende Gesprache» zeige,
aber durch die Blume deutlich mache, dass der Schweiz kaum Spielraum eingeraumt
werden wirde. Fir Empdrung sorgte Jean-Claude Juncker mit seinem Ultimatum, dass
die von der Schweiz geforderten erganzenden Gesprache innert einer Woche
abgehandelt werden mussten. Als Druckmittel hatte die EU noch immer die in der Luft
hangende Verlangerung der Bérsenaquivalenz in der Hinterhand, die bei Nichterfullung
des Ultimatums beendet werden kdnnte.

Ebenjene Entwicklungen hinsichtlich der Anerkennung der Bérsenaquivalenz sorgten in
der Schweiz mit ihrem traditionell starken Bankenplatz schon seit geraumer Zeit fur
rote Képfe. Die Europédische Kommission hatte Ende Dezember 2017 die Verlangerung
der Borsenaquivalenz von den Fortschritten bei den Verhandlungen Uber ein
institutionelles Abkommen abhéngig gemacht. Zwar hatte sie die EU anfénglich befristet
bis zum 30. Juni 2019 verlangert, erklarte sie danach aber fir beendet.
Dementsprechend zahlten sich die 2018 ergriffenen Massnahmen des Bundesrats zum

Schutz ~ der  Borseninfrastruktur ~ im  Fall  einer  Nichtverlangerung  der
Aquivalenzanerkennung aus. Auch medial war das bevorstehende Ende der
Borsenaquivalenz - und damit gezwungenermassen das institutionelle

Rahmenabkommen - das dominierende Thema. Eine drohende Eskalation, die mit der
Aufhebung der Bdrsenadquivalenz erst ihren Anfang ndhme, wurde beflrchtet. Die
medial kritisierte bilaterale «Trotzkopf-Logik», die sich durch gegenseitige angedrohte
Sanktionen aussere, wurde fur enorm kontraproduktiv befunden. Das effektive Ende
der Bodrsenaquivalenz Anfang Juli wurde in der Presse hingegen eher nichtern
thematisiert; man verwies auf die in naher Zukunft marginalen, méglicherweise gar
positiven Auswirkungen fur die Schweizer Borse. Kritisiert wurde vor allem, dass diese
gegenseitige Blockade keine positiven Signale hinsichtlich zuklnftiger Verhandlungen
Uber das Rahmenabkommen aussende.

Sehr umstritten war aufgrund dieser Kette von Ereignissen der zweite Schweizer
Beitrag an ausgewahlte EU-Staaten, der im Marz und Juni ausgiebig diskutiert wurde.
Die Aufstockung der Mittel fir den Migrationskredit auf Kosten des
Kohasionsrahmenkredits wurde vor allem von den linken Parteien kritisiert. Im
Nationalrat errangen schliesslich zwar beide Kreditantréage eine Mehrheit, doch der
Standerat stimmte den vorgeschlagenen Anderungen nicht zu. Eng verbandelt mit dem
Kohasionskredit war ein Entwurf fiir eine Asylgesetzesanderung. Dieser sollte es dem
Bundesrat erlauben, ohne Zustimmung des Parlaments internationale Abkommen im
Rahmen des - vom Parlament bereits beschlossenen - Migrationskredits
abzuschliessen. Bei beiden Geschaften entstanden Differenzen zwischen den beiden
Parlamentskammern, denn es war bis anhin nicht eindeutig geklart, ob die Massnahmen
der EU - siehe Bdrsenaquivalenz - als diskriminierend eingestuft werden kénnen, was
wiederum die Blockierung der Schweizer Fordergelder zur Folge hatte. Der Bundesrat
gelangte im Herbst zum Schluss, dass die EU-Massnahmen unter dem WTO-
Gleichbehandlungsgebot tatséchlich als diskriminierend gelten. Somit wdirden die
beiden Kredite selbst bei einer Genehmigung durch die Rate bis auf Weiteres nicht
ausbezahlt werden. Im Dezember beriet der Nationalrat schliesslich ein letztes Mal tber
den zweiten Beitrag der Schweiz an die EU und bereinigte die Differenzen zum
Standerat. Somit waren die beiden Kredite zwar bewilligt, ausbezahlt werden sie aber
erst, wenn die Borsenaquivalenz wiederhergestellt ist.

Im August zeigte sich Bundesrat Cassis nicht sehr optimistisch und bezeichnete eine
Einigung im Rahmenabkommen mit der amtierenden Kommission als «ein Wunder>.
Nach ihrem Amtsantritt liess die neue Kommissionsprasidentin, Ursula von der Leyen
verlauten, dass die Verhandlungen mit der Schweiz auch weiterhin Chefsache blieben.
Die Medien zweifelten aber nach wie vor an einer Einigung vor der Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative.

Nicht alle Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz gestalteten sich so
problematisch wie die bisher aufgeflihrten. Die Sicherheit des Schengen-Raums und
eine qualitativ hochwertige Grenzkontrolle schienen diesbezlglich ein verbindendes
Element zu sein. Auf alle Falle sprachen sich Standerat und Nationalrat mit grosser
Mehrheit fur den bundesratlichen Entwurf zum EES (Entry-Exit-System / Einreise- und
Ausreisesystem) und die damit verbundenen Anpassungen des Auslander- und
Integrationsgesetzes aus. Bereits im Mai hatte sich das Volk nachdricklich zum
Schengen-Raum bekannt, als es der Ubernahme einer EU-Waffenrichtlinie zustimmte,
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die unter anderem den Besitz halbautomatischer Waffen verscharfen sollte.

Auch Uber die Rolle der Schweiz als Gastland und Zentrum der Global Governance
wurde intensiv beraten. Ebendiese soll auch weiterhin gestarkt und ausgebaut werden,
damit die Schweiz - und insbesondere Genf - weiterhin ein internationales Zentrum fur
Diplomatie, Krisenbewaltigung und NGOs sein kann. In eine &hnliche Richtung zielte die
Diskussion Uber die Erneuerung des Kredits flr drei Genfer Zentren in der
Herbstsession. Diese bemihen sich um politische Sicherheit, humanitare
Minenrdumung und die demokratische Kontrolle von Streitkraften. Obwohl der Kredit
noch nicht definitiv beschlossen wurde, zeigten sich beide Kammern von der
Wichtigkeit der Schweizer Aussenwahrnehmung in diesen Politikfeldern tberzeugt. *

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le 15 mars 2018, le Conseil national a, selon la recommandation de la CPE-CN, adopté la
motion "Ouverture d'une ambassade de Suisse en Erythrée. Réseau extérieur au
service des intéréts nationaux”, telle que modifiée par le Conseil des Etats. Le Conseil
fédéral est donc chargé de renforcer la présence diplomatique de la Suisse en
Erythrée.

A l'origine de la motion, les membres de I'Union démocratique du centre ont
néanmoins tenu a s'assurer que le Conseil fédéral mette tout en ceuvre pour faire
diminuer ce que Maximilian Reimann (udc, AG) a nommé "le flux [des] jeunes réfugiés
économiques d'Erythrée". Une interpellation a laquelle le chef du DFAE Ignazio Cassis a
repondu par l'affirmative, allant jusqu'a envisager une réévaluation de l'aide au
développement destinée au pays de la corne de I'Afrique en cas de non coopération du
régime érythréen. ®

In der Herbstsession 2019 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen vdlkerrechtlichen Vertragen 2018. Dieser umfasst sémtliche neu
beschlossenen oder geanderten volkerrechtlichen Vertrage ohne
Ratifikationsvorbehalt, die dem Parlament also nicht zur Genehmigung vorgelegt
werden mussten. Obwohl das Parlament auch bei diesen Vertragen die Moglichkeit
besésse, mithilfe einer Motion Einfluss zu nehmen, war das im Jahr 2018 kein einziges
Mal der Fall. 2018 wurden insgesamt weniger Vertrage abgeschlossen und abgeéndert
als noch 2017, die Gesamtzahl blieb aber dennoch hoch (526 Abkommen, 273
Anderungen). Bundesrat Cassis interpretierte dies dahingehend, dass die Schweiz sich
weiterhin intensiv darum bemdihe, bei ihrer Interessenvertretung Uber eine solide
Rechtsgrundlage zu verflgen. Mehrere Mitglieder des Nationalrats lobten die stetig
wachsende Qualitét und verbesserte Lesbarkeit der Publikation. Die kurze Diskussion
sei ein Zeichen flr das Vertrauen, welches die Parlamentsmitglieder dem Bundesrat
und der Verwaltung entgegenbrachten, meinte Claude Béglé (cvp, VD).

Auch der Standerat, der sich am 10. Dezember damit befasste, hatte dem nicht viel
hinzuzufligen. Mit lobenden Worten und viel Wohlwollen nahm auch die kleine Kammer
Kenntnis vom Bericht. ¢

Die APK-SR hatte sich bereits in der Herbstsession 2019 mit der Motion
«Aussenpolitische China-Strategie und Stdrkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit>» von Fabian Molina (sp, ZH) befasst. Mit 7 zu 3 Stimmen
hatte sie die Motion zur Annahme empfohlen, um damit den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten.

In der Wintersession gelangte die Motion in den Standerat. Flr Stdnderat Germann (svp,
SH) war die Motion bereits erledigt, denn der Bundesrat habe der Kommission die
Aussenpolitische Strategie flr die Legislaturperiode 2020-2023 in ihren Grundzlgen
bereits vorgestellt. Erfiillte Vorstésse - so Germann - sollten aus ordnungspolitischer
Sicht nicht angenommen werden. Dieser Meinung schloss sich auch Thomas Minder
(parteilos, SH) an und auch Damian Muller (fdp, LU) bezeichnete eine mégliche Annahme
als «parlamentarischen Leerlauf». Letzterer zeigte sich zudem unzufrieden damit, wie
intransparent die China-Strategie der Schweiz gehandhabt werde, und wunschte sich
eine offenere Kommunikation gegenlber der Kommission. Somit bestritt inhaltlich
niemand die Notwendigkeit einer starkeren Koordinierung im Umgang mit China, doch
aus formellen Griinden schien die Motion obsolet. Christian Levrat (sp, FR), der die
Kommissionsmehrheit vertrat, zeigte sich dennoch irritiert Uber die vorherrschende
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Meinung im Stéanderat. Nur durch die Ankindigung einer zukinftigen Strategie sei eine
Motion noch nicht erflllt, denn eine inhaltliche Diskussion habe noch nicht stattfinden
kénnen. Der anwesende Bundesrat Cassis versuchte die Gemuter ein wenig zu
beruhigen, indem er festhielt, dass die Motion sowieso kaum Einfluss auf das bereits
bestehende Vorhaben einer neuen China-Strategie haben werde. Die inhaltliche
Diskussion solle man danach in den Kommissionen fuhren. Der Antrag der
Kommissionsminderheit setzte sich schliesslich mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch, damit wurde die Motion abgelehnt.’

Der zweitagige Staatsbesuch des ghanaischen Prasidenten Nana Addo Dankwa Akufo-
Addo Ende Februar 2020 war von besonderer Bedeutung, weil es sich gemass
Medienmittelung des Bundesrats um den erst dritten Staatsbesuch aus einem Land
stdlich der Sahara und dem ersten seit der Unabhangigkeit Ghanas 1957 handelte. Aus
diesem Grund erstaunte es nicht, dass der Bundesrat - unter der Leitung von
Bundespréasidentin Simonetta Sommaruga - den hochrangigen Gast in corpore mit
militérischen Ehren in Bern in Empfang nahm. 2019 war Ghana der wichtigste Lieferant
von Kakaobohnen fur die Schweiz und auch Gold importierte die Schweiz zu einem
Grossteil aus Ghana. Zudem gehdrte Ghana zu den Schwerpunktléandern der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit des SECO, wobei das Programm gemass Bundesrat
fur die Periode 2021-2024 verlangert werden soll. Dementsprechend drehten sich die
bilateralen Gespréache vor allem darum, wie bei der wirtschaftlichen Entwicklung und
Rohstoffforderung Umweltstandards und soziale Aspekte besser bertcksichtigt werden
kénnten. Im Ubrigen wurde die Friedens- und Sicherheitspolitik besprochen, wobei vor
allem das Engagement Ghanas in der UNO und der Afrikanischen Union zur Sprache
kam. Im Anschluss an die Gesprache unterzeichneten Aussenminister Cassis und die
ghanaische Aussenministerin Botchwey eine Absichtserklarung zur Kooperation im
Umweltbereich, insbesondere bei der Umsetzung des Pariser Klimaschutz-Abkommens.
Am darauffolgenden Tag besuchte die Delegation eine Schokoladenfabrik. Wie
Prasident Akufo-Addo dem Bundesrat mitteilte, wolle Ghana nicht mehr nur vom
Rohstoff-Export abhéangig sein, sondern in der Wertschopfungskette aufsteigen und
eigene Schokolade herstellen. Bundesratin Sommaruga versprach, dass der Handel
beiden Landern nitzen werde und dass die Schweiz Ghana mit ihrem Know-How
unterstitzen kénne. 8

Bundesrat Ignazio Cassis traf im September 2020 in seiner Rolle als Aussenminister
den iranischen Prasidenten Hassan Rouhani und den iranischen Aussenminister
Mohammad Javad Zarif. Der Besuch des Schweizer Bundesrats in Teheran fand im
Rahmen des 100-Jahr-Jubildums der diplomatischen Beziehungen der beiden Lander
statt. Bundesrat Cassis betonte bei den Gespréachen den Schweizer Willen, sich
weiterhin fUr einen konstruktiven Dialog zwischen dem lIran und anderen Staaten
einzusetzen. Zurzeit vertritt die Schweiz die Interessen der USA und von Saudi-Arabien
im Iran, sowie die iranischen Interessen in Saudi-Arabien und in Kanada. Mittels dieser
Schutzmachtmandate bemiht sich die Schweiz darum, die regionale Stabilitat im
Mittleren Osten zu erhalten. Als Konsequenz der 2016 vereinbarten bilateralen
Roadmap drehten sich die Gesprache um Wirtschafts- und Finanzthemen, die
Menschenrechtslage und die Kooperation in den Bereichen Wissenschaft, Umwelt,
Gesundheit, geistiges Eigentum und nukleare Sicherheit. Zu letzterem Punkt zeigte sich
Bundesrat Cassis besorgt; so forderte er die iranischen Politiker dazu auf, das
Nuklearabkommen einzuhalten. ’

Nachdem die Schweiz ihre Grenzen am 15. Juni wieder vollstidndig ge6ffnet hatte,
begab sich Bundesrat Ignazio Cassis in den darauffolgenden Tagen auf eine
«Grenztour», um den Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Nachbarlénder
zu suchen. Am Tag nach der Grenzoffnung traf er sich mit dem italienischen Minister
flr auswartige Angelegenheiten Luigi di Maio im Tessin. Die Gesprache drehten sich
hauptsachlich um die Bedeutung der Grenzregionen zwischen der Schweiz und lItalien
und um die intensive Kooperation zwischen den jeweiligen Behérden wahrend der
Covid-19-Pandemie. Darlber hinaus besprachen die beiden Minister weitere bilaterale
Themen, wie zum Beispiel ein zukinftiges Memorandum flr eine engere ministeriale
Zusammenarbeit, eine neue Version des Grenzgangerabkommens von 1974 und die
fiskalisch  problematische Situation in Campione d'ltalia. Im Rahmen der
anschliessenden Pressekonferenz meinte di Maio, dass er sich fur die Schweizer
Krisenhilfe (Lieferung von Hygieneartikeln) erkenntlich zeigen méchte, indem er «mehr
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Bewegung in die Verhandlungen rund um das Rahmenabkommen zwischen der Schweiz
und der EU» bringen wolle.

Tags darauf reiste Ignazio Cassis nach Kreuzlingen, wo er sich mit dem &sterreichischen
Aussenminister Alexander Schallenberg, der liechtensteinischen Aussenministerin
Katrin Eggenberger sowie Vertretern aus Baden-Wurttemberg, Vorarlberg, Thurgau und
der Internationalen Bodensee-Konferenz traf. Auch in diesen Arbeitsgesprachen ging es
mehrheitlich um die Wiedereréffnung der Grenzen und um die Zusammenarbeit
wahrend der Krise, beispielsweise zur Rickholung von Reisenden.

Ende Juni tauschte sich Bundesrat Cassis schliesslich in Genf auch noch mit dem
franzdésischen Staatssekretar Jean-Baptiste Lemoyne aus. Erneut wurde festgehalten,
dass die zwischenstaatliche Kooperation die Repatriierungsaktionen fir beide Staaten
vereinfacht habe. Speziell hervorgehoben wurde zudem, dass vor allem Beschaftigte im
Gesundheitsbereich die Grenze auch wahrend der Krise passieren und der
Warenverkehr aufrecht erhalten werden konnte. Cassis betonte in der nachfolgenden
Pressekonferenz, dass der Umgang mit der «neuen Normalitat» durch Zusammenarbeit
auf europaischer Ebene und vor allem zwischen Nachbarlandern bewerkstelligt werden
musse.

Der Stédnderat nahm in der Wintersession 2020 Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen volkerrechtlichen Vertragen 2019. APK-SR-Sprecher Damian Mdller
(fdp, LU) informierte den Rat darlber, dass der Bundesrat der Kommission bereits
einige Fragen zu den bilateralen und multilateralen Vertragen schriftlich beantwortet
habe, weshalb kein weiterer Diskussionsbedarf mehr bestehe. Bundesrat Cassis
berichtete, dass man das Format des Berichts in den vergangenen Jahren angepasst
habe, um diesen «besser lesbar» zu machen. So habe man dessen Umfang um 65
Prozent reduzieren kénnen, wobei die wichtigsten Informationen weiterhin enthalten
seien. ™

Aussenwirtschaftspolitik

Die SIK-NR verlangte vom Bundesrat durch die Motion «Unternehmen brauchen
Rechtssicherheit. Die Schweiz braucht Sicherheit», dass dieser der Verwaltung die
Uber das Séldnerwesen hinausgehende Interpretation des BPS verbieten solle. Der Stein
des Anstosses stellte dabei eine durch das EDA vorgenommene Anzeige der Pilatus
Flugzeugwerke AG bei der Bundesanwaltschaft dar. Laut EDA, habe die Pilatus AG durch
ihre Tatigkeit in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten gegen das BPS
verstossen, da auslandische Kriegsparteien beliefert und logistisch unterstitzt wurden.
Die Motion forderte nun, dass die Erbringung von Dienstleistungen an exportierten
Gutern zumindest so lang erlaubt sein solle, bis im umstrittenen Pilatus-Fall ein
Entscheid getroffen oder eine Anpassung des BPS beraten wurde. Die Kommission
kritisierte vor allem, dass das EDA sémtliche Sicherheitsdienstleistungen von Schweizer
Firmen im Ausland prife und bewillige, selbst wenn diese ein Bestandteil des
eigentlichen Produkts seien und das SECO deren Export unter dem Guterkontrollgesetz
bereits genehmigt habe. Am Beispiel der Pilatus AG zeige sich zudem, dass das EDA
keine Unterscheidung zwischen dem Kriegsmaterialgesetz und dem Guterkontrollgesetz
mache und Schweizer Firmen dadurch an Wettbewerbsfahigkeit und Kredibilitat
einblssen wirden.

Der Bundesrat bestatigte Handlungsbedarf hinsichtlich dieser
Gesetzesuberschneidungen, verwies jedoch auf die seit Februar 2019 bestehende
interdepartementelle Arbeitsgruppe (IDAG), welche sich dem Problem widme. Deren
Arbeit solle als Grundlage fur zuklnftige Entscheide dienen, zudem habe er bereits das
Postulat Schilliger (fdp, LU; Po. 19.4297) zur Annahme empfohlen, erklarte der
Bundesrat. Aus diesen Griinden beantragte er die Ablehnung der Motion.

In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der Motion, wobei die
Sprecherin der Sicherheitskommission, Nationalratin Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU),
die Kritik am EDA wiederholte, wonach dieses das BPS anders auslege, als es das
Parlament 2013 vorgesehen habe. Flr die SIK-NR seien die Arbeit der IDAG und das
Postulat Schilliger nicht weitreichend genug, da diese keine Gesetzeséanderung mit sich
brachten. Daher beantragte die Kommissionsmehrheit die Annahme der Motion. Eine
Komissionsminderheit Seiler Graf (sp, ZH) empfahl die Motion zur Ablehnung, da das
Parlament andernfalls in das laufende Pilatus-Gerichtsverfahren eingreifen wirde und
dies die Gewaltenteilung gefahrde. Abschliessend &usserte sich auch der zusténdige
Bundesrat Ignazio Cassis zur BPS-Pilatus-Thematik und betonte, dass das BPS sich nicht
ausschliesslich  auf das  Soéldnertum  beziehe, sondern explizit private
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Sicherheitsdienstleistungen in den Geltungsbereich des Gesetzes aufgenommen
worden seien. Er forderte die Ablehnung der Kommissionsmotion, denn die
Nichtanwendung eines Gesetzes aufgrund einer Motion und die Umgehung der Ublichen
gesetzgeberischen Verfahren sei «aus rechtsstaatlichen Grinden keine Option». Der
Nationalrat nahm die Motion dennoch mit 106 zu 87 Stimmen an. ™

In der Sommersession 2020 behandelte der Standerat die Motion der SiK-NR mit dem
Titel «Unternehmen brauchen Rechtssicherheit. Die Schweiz braucht Sicherheit>,
welche vom Nationalrat angenommen worden war. Josef Dittli (fdp, UR), der Sprecher
der SIK-SR, verwies auf die paradoxe Rechtslage unter dem jetzigen «Sdéldnergesetz»,
wonach das SECO die Ausfuhr des Trainingsflugzeugs PC-21 in Staaten wie Saudi-
Arabien zwar bewillige, das EDA in der Folge aber den technischen Support vor Ort
untersage. Die Kommission zeigte sich grundsatzlich mit den ergriffenen Massnahmen
des Bundesrats zufrieden. Einerseits habe er das EDA und das WBF aufgefordert eine
Harmonisierung der Auslegung und des Geltungsbereichs vorzunehmen. Andererseits
beabsichtige er die Verordnung Uber die im Ausland erbrachten privaten
Sicherheitsdienstleistungen bis im August 2020 anzupassen und bis Jahresende einen
Vorschlag zur Anderung des BPS vorzulegen. Die Kommission sei gemass Dittli zudem
der Ansicht, dass das Parlament nicht fur den Vollzug oder die Interpretation eines
Gesetzes zustadndig sei und die Motion daher die Rechtsstaatlichkeit in Frage stelle.
Angesichts der bereits angenommenen Motion der SIK-SR (M0.19.4376) und der Motion
Wicki (fdp, NW; Mo.19.3991), welche die Losung der dargelegten Probleme forderten,
empfahl die Kommission die Ablehnung der vorliegenden Motion der
Schwesterkommission.  Bundesrat Cassis betonte, dass der Bundesrat im
Zusammenhang mit dem Bericht in Erfullung des Postulats Schilliger (fdp, LU;
P0.19.4297) drei Auftrage formuliert habe und damit die wichtigsten Schritte zur
Umsetzung der beiden angenommenen Motionen eingeleitet worden seien. Der
Standerat lehnte die Motion der SIK-NR in der Folge stillschweigend ab. ™
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